
i"1H::iÄ'"xiäi5l';5'il1.1"!3ffi [??:11Tf,:äJ]?:.""fi11fi,ätfili:,,:?flenschutzsesetzes (LBKG) und des Rettungsdiensti

Das LBKG ist noch immer eines der modernsten Gefahrenabwehr_gesetze in der Bundesrepublik Deutschiand und hat sich in derPraxis bewährt. Gleichwohl waren verschiedene Anpas.ung"nä;veränderte Rahmenbedingungen geboten.
Wesentliche Schwerpunkte des AnderungsgeseUes betreffen vorailem folgende Bereiche:

Fönderue.rE des Ehrenarnts
Die ehrenamfl ichen Feuenarehrangehörigen neh men ein ötrehfl lchebEhrenamt wahr. Bezügiich ihrer Äechts"st"ffunj'u"*t"s das LBKGbisher. weitgeh end arif d!? Bestim;y;;"-n' ä"i c"r"indeordnun gzurn Ehrenamt. Da sich Ehrenämter inäer Freiwiiligen feuerw;Äiinhaltlich teirweise erheblich von anderen !emeinoricnen Ehrenäm-tern (beispielsweise ehrenamflictre aurgärmeister, Beigeordnete;Ratsmitglieder, Mitgrieder von Ausschüi""n J""' e""t""i"o"iäi.jurterscheiden war es geboten, wegen der Rechtsstellung der eh_renamtlichen Feuenarehrangehörigerinicht mehiweitgehend auf dieGemeindeordnung zu vemreisen,londern deren Rechte und pfrich_

ten umfassend im Brand_..und Katastroph"n."nut=g".;t= zu i"_geln. Damit werden auch die Ranmenbeäinöunö"n für den ehren_amtlichen Feuerwehrdienst verbessert, nich-t zu-rezt durch erwei-terte^Fr_eistellungsregeiungen. Ebenso *i" in *u"r"n Brand_ und
T€lasiigpfglschutzgeseEen anderer Bundeständer (etrlrra lföiO_rhein-westfaren) ist jetzt auch in Rneintana-piäz ein gesetziicnär
Anspruch der ehrenamfl ichen Feuerwenrangenorigen äf fort="h_
LrLS 9gr Arbeitsentgette und Dienstbezuge-iüioen Zeitraum be_gründet worden, in dem. sie an Einsätz"n", üOungen, Lehrgängenund sonstigen Veranstaltungen der reuerwenr' teirnehmen. Diessoll den Verwartungsaufwand für oie ehrenamiiiähen Feuerwehran-gehörigen, die Gemeindevenvaltungen una Oie Äiüeitgeber der Feu_erwehrangehörigen vermindern.
Ejn Anspruch gegen die Gemeinde auf Erstattung der fortgewähr-ten Leistungen steht - ebenso wie in vielen *C'"r"n Bundeslän_dern - künftig nur noch privaten Arbeitgebern .,, O"r. WegfaliJesAnspruchs auf Erstattung fortgewährtei L;üirü;n für die öffent_lichen Arbeitgeber ehrenämttic-her Feuen,rerräg%hörigei Änir""t"tdie kommunalen Haushalte, führt aber "nO"reo"lts zu etner gewis-sen. Mehrbelastung insbesondere des I_.nOä",-J"r"n Höhe nichtexakt angegeben werden kann, weil nicht bekanni ist, wie viele derannähernd''l00.000 ehrenamflichen FeuerweÄranl"nodg"n und Hel-fer der anderen Hirfsorganisationen im oi"n"l J"""Lndes und auchder Kommunen bescüaftigt sind. Die;e; 

-nr"-näär""tungen 
stehtein veningerter Veruraltunglaufwand gegenrjOä sodass diese Re_gelung für die Dienstherren und oirenitiönen lÄe-itgeber nicht zu_Ietzt wegen der Forderungen aus der Lommunäten praxis und imlnteresse der Förderung des ehrenarntlichen ingagements in derFeuerwehr zumutbar eöh"int. zr;#iü;;;"r!ää,o"c"rr entstehtnicht.

Wahl und tsestellung eh!,enamfllchen
Ftlhnunrgskräfte auf 2eit
Gjeichzeitig wird durch die Wahl und die Bestellung bestimmterFührungskräfte der Freiwiiligen Feuerwehi"riilii o". Vertrauens_verhältnis zwischen ehrenämflichen f"re*"ni"ngehörigen undihren Führungskräften sowie der Zr.arr"nnäii'il o"n Feuerweh_reinheiten weiter verbessert.

Flächendeokende Einfu[.lrung
Integnierten Lei.tsteffi en
Seit Jahren wird die Frage der Einrichtung von ,,lntegrierten Leit_stellen' durch die Zusanimenlegung uon F"rä',-änn"it.t"ll"n ,nd
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Rettungsieitsteilen diskutiert. Bisher nehmen bereits einige Rettungs-leitsterren oder Feuenirrehrreitsteilen die Aufg'be oer 
-grstataimie_

rung von Freiwilrigen Feuenr'vehren wahr. rnänderen negi;nen'inFlheinland-pfarz erforgt.pie Ararmierung der Freiwitigen eöu"*äÄ-ren durch porizeiinspektionen. Die värschiedenen-Verfahren derunterschiedlichen Abfragestellen führen systembedingt t; V"ägerungen bei den Ararmierungen und in einzelnen Fäi'ien .r"n *mögiichen Fehldispositionen von Rettungsmitteln.
' Deshalb wurden mit dem noveilierten Brand- und Katastrophen-

sch utzgesetz und dem. g leichzeiti g g eänderten nettu ngsOleäsiie_
setz Integrierte Leitsteilen zwingend eingeführt. Da in g-ru; Fä-tungsdienstgesetzes die Einrichtung,,lnlegrierter teititetten; väi-pflichtend vorgeschrieben wird, musltä geägelt werden, dass sichdie.kornmunaren Aufgabenträger für den 

-aranäscnutz, 
äiä ÄrröäÄä"ne Hilfe und den KatastropheÄschutz für die Aufgaben 0", ÄäÄ"-

ryng ynd Führungsunterstützung der Feuerwehr ebenfalls dieierEinrichtung bedienen müssen. Die Bünderung Jes Notrufs r rä "nJder Führungsunterstützung bei einer Stelle söll Oazu Oeitragen, äieGefahrenabwehr durch ein noch engeres Zusammenwirken ver_schiedener Fachbereiche insgesaml dluflich zu verbessern.
Die Integrierten Leitsteilen sind ars nickwärtige Einrichtungen derFührungsunterstützung ständig mit ausreichenä !uarirzierten" Ääupt-beruflichen Disponenten besetä. sie birden den'Metdekopi i :iärrlautomatischen Alarmmeldungen (Brandmeideanlagen), alle'nicnt po-lizeilichen Notrufe unter der Notrufnummer 112 unasonstige Hiife_ersuchen.

Die fachdienstriche rntegration - d.h., aile Einrichtungen zur Alar-mierung, führung, Führungsunterstützung in den Fachbereichen
Rettun gsdienst, Brandschutz, Allgemeine iilfe und Katastrophe;_
schuE sind zusammengefasst _ ichließt ein mehrgleisiges üorte_hen und damit eine BeÄinderung oer iinsät=täärdination aus undsichert auf diese weise das erforderiiche Maß an professionäritÄi.-

Die Integration ailer nicht porizeiricien Notrufe unter der Notrufnum-mer 112 garantiert allen Hilfesuchenden die notwendige Quarität üeider Notrufabfrage und der.EinsaEbearbeitung - die üerschiedenenFachbereiche übergreifend.

Die regionale Integration von Zrrständigkeitsbereichen, d.h,, die Zu-sammentegung von mehreren Rettungsdienstbereichen sowie diepündelung der Feuenivehralarmierung m.-"f,r"r",. ünO*eise unJ trels-freier Städte durch eine Leitstelle, lewanneistet'unter der Voraus_
lgtzung reistungsfähiger Technik eine fachlich und wirtschafflichsinnvolle Einsatzdisposition.

In Rheinland-Pfarz sollen insgesamt acht Integrierte Leitsteilen mitregionalen. Zuständigkeiten eingerichtet werdän. Fünf dieser Leit-stellen sollen bei den Berufsfeuenvehren der StäOte Mainz, Trier(dort ist eine solche Leistelle bereits eingeii"f,t"g, t_rO*iS"Ä"f;,
Koblenz und Kaisersrautern. betrieben *äro"n. 

--oi"i 
Leitsteilen, inLandau, Bad Kreuznach und Montabaur, sotten lünftig vom Oeut_schen Roten Kreuz betrieben werden.

Anpassun g der Ka tas,trophenscl,l utz-
strukturen an neue Herausfonderungen
Unter Berücksichtiouno der bundesweiten Entwicklungen im Be_völkerungsschutz'iuroä oer rataiiiopnän."I"ä'rooernisiert unddie kommunale Selbstverualtung weiter gestärK, insoesondere durchwegfall eines spezielren Anerriennungiverraniens für Hirfsoroani_sationen durch das Ministerium des lrinern unäläi $ort:'G;räi;
YiY:l!:"p der Hitfs-organisationen entscneiOen Xünftig die kom-
Iynajel AufSabenträger im Rahmen ihrer Selbstuerwattungsange_
legenheiten.
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s 5
fVtritwirkung den Sanitätsongar.lisationen

uald sonstigen Einrichtnr:Een
(1) Die zuständige Behörde überträgt die Durchführung des Fet_
tungsdienstes den anerkannten sanitätsorganisationen-oder einer
anderen bei In-Kraft-Treten dieses Geseües im Rettungsdienst
tätigen Einrichtung, soweit diese in der Lage und bereit sinä, einen
ständigen Bettungsdienst zu gewährleisten.
(2) Die Übertragung erfolgt im Einvernehmen mit den Verbän-
den der Kostenträger durch öffenilich-rechttichen Vertrag mit
dem Landesverband der Sanitätsorganisation oder mit der sons_
tigen Einrichtung; kommt eine Einigung mit den Verbänden der
Kostenträger nicht zustande, entscheidät das für das Rettungs_
wesen zuständige Ministerium. Durch den Vertrag ist ins6e_
sondere sicherzustellen, dass die erforderliche Aussiaüung und
die ständige Einsatzbereitschaft der Einrichtungen und dü rei-
bungslose Zusammenarbeit aller im Rettungsdiänst Mitwirken_
den gewährleistet sind. Sind im Bereich einer Rettungswache

_ f "!e.Ie Sanitätsorganisationen oder sonsti ge Einric.-htun gen
im Rettungsdien-st tätig, känn die üoafuagu;g aeS'nattm!e'--
dienstes in einem einheiüichen Vertrag erfotgen.
(3) Einrichtungen für den Rettungsdienst dürfen nur erweitert oder
neu geschafien werden, wenn hier-für ein Bedarf besteht; soweit

r Bereich einer Rettungswache mehrere Sanitätsorganisatio_
nen oder sonstige Einrichtungen, die Notfall- oder Krankentrans-
port betreiben, vorhanden sind, sind diese bei Maßnahmen nach
Halbsatz 1 im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit für den Rettungs-
dienst angemessen zu beteiligen. Die Durchführung des Rettunis_
dienstes darf auf Dritte nur übertragen werden, wenn die in AOsaü 1genannten sanitätsorganisationen oder Einrichtungen hierzu nicht
in der Lage oder nicht bereit sind.

s 6  |
Landesbeinat f[in das Rettungswesenr

(1) Zur Beratung und Unterstützung des für das Rettungswesen
zuständigen Ministeriums in Fragen des Rettungswesens wird ein
Landesbeirat gebildet, dem neben einem Vertretär des für das Ret-
tungswesen zuständigen Ministeriums als Mitglieder angehören:
1. ein Vertreter des für die gesundheiflichen Angelegenheiten zu-

ständigen Ministeriums,

2. je ein Vertreter des Landkreistages Rheinland-pfalz, des Städte_
tages Rheinland-Pfalz sowie des Gemeinde_ und Städtebundes
Rheinland-Pfalz.

3. acht Vertreter der Landesverbände der mit der Durchführung
des Rettungsdienstes beaufiragten Sanitätsorganisationen,

. acht Vertreter der Verbände der Kostenträger;
5. ein Vertreter der Landesärztekammer,
6. ein Vertreter der Landeskassenärätichen Vereinigung Rhein_

land-Pfalz,

7. ein Vertreter der Krankenhausgesellschaft Rheinland_pfalz,
8. ein Vertreter des Landesfeuerwehrverbandes Rheinland_pfalz.
Vefireter anderer Verbände, Körperschaften und Behörden sowie
fachkundige Personen können zu den Sitzungen zugezogen wer-
den.

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, das für das Rettungswesen zu_
ständige Ministerium beim Vollzug dieses Gesetze!, insbeson_
dere bei der Erstellung des Landesrettungsdienstplanes, zu be-
raten.

(3) Die Mitglieder des Beirates und ihre Stellvertreter werden auf
Vorschlag der entsendenden Stelle, im Falle des Absatzes 1 Satz 1
Nr, 3 nach dem Anteil der Sanitätsorganisationen an der Durch_
führung des Rettungsdienstes, im Falle der Nummer 4 auf gemein_
samen Vorschlag der Verbände der Kostenträger, von dem für das
Flettungswesen zuständigen Minister auf die Däuer von fünf Jahren
berufen. Die Mitglieder und ihre Stellvertreter können nach An_
!'rörung der vorschlagenden Stelle, im Falle des AbsaEes .l Satz .l
Nr. 4 nach Anhörung der Verbände der Kostenträger, abberufln
werden. Sie sind abzuberufen, wenn sie die Funktion verlieren, die
für ihre Berutung maßgebend war.
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(4) Der für das Rettungswesen zuständige Minister
ihm Beauftragter führt den Vorsitz. Der Beirat oibt
schäftsordnung.

oder ein von
sich eine Ge-

Zweiter Abschnitt
, Einrichtungendes Rettungsdienstes

s 7
LeltstelIen

(1) Die Integrierte Leitstelle (Leitstelle) ist innerhalb eines Fet-
tungsdienstbereiches
1. Einsatzzentrale für den gesamten Rettungsdienst,
2. Einrichtung zur Alarmierung und zur Führungsunterstützung

im Brandschutz, in der Allgemeinen Hilfe und im Katastrol
phenschutz.

(2) Die Leitstelle muss mit den notwendigen Fernmeldeeinrich-
tungen ausgestattet, ständig besetzt und erreichbar sein. Sie
muss ferner über eine informationstechnische Ausstattung ver-
fügen, die die Erstellung und Bearbeitung statistischer Unter-
lagen insbesondere fürdie Präfung der Einhaltmg der Hilfeleis-
tungsfrist und der Wartezeit nach g 8 Abs. 2 ermöglicht.
(3) Die' Leitstelle hat innerhalb des Flettungsdienstbereiches
folgende Aufgaben:
1. Entgegennahme nicht polizeiticher Notrufe,
2. im Rettungsdienst

a) Entgegennahme und Bearbeitung aller Hilfeersuchen,
b) Regelung und Koordinierung der Einsätze aller Rettungs_

mittel,
c) organisatorische Weisungsbefugnis gegenüber den im Ret-

tungsdienst tätigen Personen während der Einsatzbereit_
schaft und des Einsatzes; die Leitsteile hat grundsätztich
das dem Einsatzort nächstbefindliche geeignete Retfungs-
mittel einzusetzen,

3. im Brandschutz, in der Allgemeinen Hilfe und im Katastro-
phenschutz:
a) Meldekopf für den Feuerwehrruf und europäischen Not-

rut 112,
b) Alarmierungsstelle zur Erst- und Nachalarmierung von Ein-

heiten und Einrichtungen der Feuerwehr und dei anderen
Hilfsorganisationen,

c) Einrichtung zur Führungsunterstützung in Zusammenar-
beit mit den Feuerwehreinsatzzentralen,

4. Funküberwachung für die Kanäle der im Rettungsdienst, im
Brandschutz, in der Altgemeinen Hilfe oder im Kalastrophen-
schutz tätigen Einheiten und Einrichtungen.

Die für den Standort eines Luftfahrzeugs zuständige Leitstelle
veranlasst dessen Einsätze in seinem gesamten Einsatzbe-
reich.
(4) Die Leitstelle arbeitet mit dem ärztlichen Bereitschaftsdienst
der Landeskassenärztlichen Vereinigung Rheinland-pfalz, dem
öffentlichen Gesundheitsdienst, der polizei, der Feuenvehr und
den anderen Hilfsorganisationen der Afigemeinen Hilfe sowie des
Katastrophenschutzes zusammen. Die Landeskassenärztliche
Vereinigung Rheinland-Pfalz sowie die Anbieter des Haus-Not-
rufs und sonstiger sozialer Dienste können sich im Einverneh-
men mit dem Träger der Leitstelle zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben dieser Einrichtung bedienen.
(5) Die Leitstelle hat sich über die Dienst- und Aufnahmebereit-
schaft der Krankenhäuser zu informieren und einen Kranken-
hausbettennachweis zu führen (gg Oi! und 34 des Landeskran-
kenhausgesetzes). Sie gibtAuskunft überfreie Betten in den an-
geschlossenen Krankenhäusern und unterrichtet das aufneh-
mende Krankenhaus unverzüglich über eine bevorstehende Be-
legung.
(6) Die Leitstelle wird von der zuständigen Behörde wie folgt
eingerichtet, besetzt und unterhalten:
f . in Rettungsdienstbereichen mit einer Feuerwehrleitstelle ei-

ner Berufsfeuerwehr bei dieser unter der gemeinsamen Trä-
gerschaft der betroffenen Gebietskörperschaft und einer, in
der Regel der größten, mit der Durchführung des Reüungs-
dienstes im Rettungsdienstbereich beaufiragten Sanitäts-



organisation; die Sanitätsorganisation stellt das für die Leit-
stellenaufgaben im Rettungsdienst erforderliche personal,

2. in den übrigen Rettungsdienstbereichen
unter der Trägerschaft einer, in der Regel der größten, mit der
Durchführung des Rettungsdienstes im Rettungsdienstbe-
reich beaufiragten Sanitätsorganisation; die zuständige Be-
hörde stellt das für die Leitstellenaufgaben im Brandschutz,
in der Allgerneinen Hilfe und im Katastrophenschutz erfor-
derliche Personal.

Sind in einem Rettungsdienstbereich mehrere Sanitätsorgani-
sationen tätig, gilt g 5 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 entsprechend.

fl) Benachbarte Leitstellen haben sich gegenseitig zu unter-
stützen, soweit dadurch die Wahrnehmung. eigener Aufgaben
nicht gefährdet wird.
(S) Für technische Hilfe im Rettungsdienst sind die Feuerweh-
ren und die anderen Hilfsorganisationen nach Maßgabe des $ 8
Abs. 1 und des g 17 Abs. 1 des Brand- und Katastrophenschutz-
geseEes (LBKG) vom 2. November 1981 (GVB|. S.247, BS 219-50)
in der jeweils geltenden Fassung anzufordern.

s e
Rettungswachen

(1) Die Rettungswachen werden von der zuständigen Behörde,
im Falle des g 5 von den Sanitätsorganisationen und sonstigen
Einrichtungen, eingerichtet, besetä und unterhalten.
(2) Die Vorhaltezeiten und die Anzahl der für eine Rettungswa-
che erforderlichen Krankenkraftwagen (g 21 Abs. 2 Satz 1) wer-
den im Benehmen mit den Sanitätsorganisationen oder den sons-
tigen Einrichtungen und im Einvernehmen mit den Verbänden
der Kostenträger von der zuständigen Behörde nach Maßgabe
des Landesrettungsdienstplanes so festgelegt, dass im Notfall-
transpoft jeder an einer öffentlichen Straße gelegene Einsatz-
ort in der Regel innerhalb einer Fahrzeit von maximal 1S Minu-
ten nach dem Eingang des Hilfeersuchens bei der Leitstelle er-
reicht werden kann {Hilfeleistungsfrist). tm Krankentransport
soll die Wartezeit bis zum Eintreffen des Krankenkra{twagens
in der Regel 40 Minuten nach Eingang der Anforderung des
Fahrzeugs bei der Leitstelle nicht überschreiten; dies gilt nicht
ftir Krankentransporte, die mindestens am Tag zuvor angefor-
dert werden können. Kommt eine Einigung über die Vorhaltung
nicht zustande, entscheidet die Aufsichts- und Dienstleistungs-
direKion.

(3) Die Rettungswachen sollen soweit möglich und zweckmäßig
bei den Krankenhäusern eingerichtet werden. Die Krankenhausträ-
ger unterrichten die zuständige Behörde von geplanten Neu-, Um-
oder Eruueiterungsbauten. Auf Vorschlag der zuständigen Behörde
sollen sie entsprechend dem Landesrettungsdienstplan und dem
Landeskrankenhausplan weitere feste Einrichtungen des Rettungs-
dienstes (2. B. Hubschrauberlandeplätze) vorsehen, sofern hierfür
ein Bedürfnis besteht.

s e
LuftrettLlngsdienst

Der Auf- und Ausbau des Luftrettungsdienstes obliegt dem für das
Rettungswesen zuständigen Ministerium; es kann diese Aufgaben
auf die Aufsichts- und DienstleistungsdireKion über,rragen. g 27
bleibt unbenihrt.

s 1 0
Aufsicht, Qua!ltätsrnanageme!.!t

(1) Die zuständige Behörde beaufsichtigt die mit der Durch-
führung des Rettungsdienstes beauftragten Sanitätsorganisa-
tionen und sonstigen Einrichtungen, um sicherzustellen, dass
der Rettungsdienst die ihm obliegenden Aufgaben erfüllt. Zur
Wahnrehmung dieser Aufgaben hat die zuständige Behörde ei-
nen Arztlichen Leiter Rettungsdienst und einen oder mehrere
Vertreter zu bestellen; diese können zu Ehrenbeamten ernannt
werden. $ 22 Abs. 4 dieses Gesetzes sowie g 8 des..Landesge-
seEes über den öfientlichen Gesundheitsdienst (öGdG) vom
17. November 1995 (GVBI. S. 485, BS 2120-1) und die Landes-
verordnung über Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des öf-
fentfichen Gesundheitsdienstes vom 27. Februar 1997 (GVBI.
S. 95, BS 2120-1-11 in ihrer jeweils geltenden Fassung gelten
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entsprechend. lm Einvernehmen mit den Kostenträgern kön-
nen der Arztliche Leiter Rettungsdienst und ein Vertreter auch
hauptamtlich bestellt werden. Bei ehrenamtlicher Bestellung
oder Ernennung zum Ehrenbeamten muss der Arztliche Leiter
Rettungsdienst in der präklinischen und klinischen Notfallver-
sorgung tätig sein. Die Kosten für den Arztlichen Leiter Ret-
tungsdienst trägt die zuständige Behörde. Bei Aufgaben, die
den Bereich des öffentlichen Gesundheitsdienstes berühren.
sind die hierfür zuständigen Behörden (S 2 öGdG) zu beteili-
gen.

(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Rechtmäßigkeit und
Zweckmäßigkeit der Durchführung sowie die medizinische
Qualität und das Qualitätsmanagement im Rettungsdienst. Die
zuständige Behörde kann den Sanitätsorganisationen und
sonstigen Einrichtunqen Weisungen erteilen.

Dritter Abschnitt
Kosten des Flettungsdienstes und der Leitstellen

s 1 1
Kostenpf!icht

(1) Das Land trägt die Kosten für die technische Einrichtung
der Leitstellen und deren Unterhaltung. Die von den Trägern der
Leitstellen auf der Grundlage einer sparsamen und wirtschaft-
lichen Betriebsführung im Benehmen mit den beteiligten kon
munalen Aufgabenträgern und Sanitätsorganisationen und im
Einvernehmen mit den Kostenträgern ermittelten und von der
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion geprüften Kosten für das
Personal der Leitstellen tragen nach pauschalierten Beträgen:
1. die Kostenträger des Rettungsdienstes zu 50 v. H. im Rah-

men der Eenutzungsentgelte (S 12 Abs. I Satz 3),
2. das Land zu 40 v. H.,
3. die dem jeweiligen Rettungsdienstbereich angehörenden

Landkreise und kreisfreien Städte im Verhältnis der für den
Finanzausgleich maßgebenden Einwohnerzahl zu '10 v. H.

Die Beträge nach Satz 2 Nr. 2 und 3 sind den Trägern der Leit-
stelle ($ 7 Abs. 6) zu erstatten. Das Land kann den Landkreisen
und kreisfreien Städten, in den Fällen des $ 5 den Sanitätsorga-
nisationen oder sonstigen Einrichfungen, nach Maßgabe des
Haushaltsplanes Zuwendungen zu den Kosten sonstiger lang-
und mittelfristiger Investitionen gewähren; nicht zuwendungs-
fähig sind die Kosten der Krankenkraftwagen und Luftfahrzeu-
ge und der zum Verbrauch bestimmten Güter. Die Zuwendun-
gen nach Satz 4 werden nach pauschalierten Beträgen gewährt.

(2) Die Landkreise und kreisfreien Städte tragen die Kosten für die
bauliche Herstellung und Erneuerung oder für die angemieteten
Räumlichkeiten der Leitstellen. In den Fällen des g 7 Abs. 6 gi
währen sie den Sanitätsorganisationen Zuwendungen von 75 v. H.
(3) Die Landkreise und kreisfreien Städte tragen die Kosten für die
bauliche Herstellung und Erneuerung oder für die angemieteten
Räumlichkeiten der in ihrem Gebiet befindlichen Rettungswachen.
ln den Fällen des $ 5 Abs. 1 gewähren sie den Sanitätsorganisatio-
nen Zuwendungen von 75 v. H.

(4) Den Sanitätsorganisationen werden Zuwendungen nach den
Absätzen 2 und 3 nur gewährt, wenn in den Fällen des Absatzes 2
die zuständige Behörde und in den Fällen des Absatzes 3 der Kos-
tenträger die Baumaßnahme genehmigt. Zu den Kosten für die bau-
liche Unterbringung werden Zuwendungen nicht gewährt, wenn
die bauliche Unterbringung bereits gewährleistet ist.

(5) Auf die Zuwendungen nach Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz
2 werden Spenden und Beiträoe Dritter anoerechnet.

s 1 2
ts en ultzn n gse !'tt gelte

(1) Die zuständigen Behörden, in den Fällen des g 5 die Sani-
tätsorganisationen oder sonstigen Einrichtungen, erheben für ih-
re Leistungen auf der Grundlage einer Kosten- und Leistungs-
rechnung Benutzungsentgelte. Diese sind so zu bemessen, dass
sie auf der Grundlage einer sparsamen und wirtschaftlichen
Betriebsführung und einer leistungsfähigen Organisation die
nach $ 11 Abs.2 und 3 verbleibenden Kosten für die Durch-
führung des Rettungsdienstes (Betriebskosten) decken. Zu den
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Zu94Abs .6Re t tDG
Die Neuregelung in Satz '1 vermeidet durch den Wegfall der früher
beteiligten Institutionen, dass der Landesrettungsdienstplan zu
sehr unter dem unmittelbaren Einfluss der direkt Betroffenen er-
stellt wird. Für den Inhalt des Landesrettungsdienstplanes trägt der
zuständige Minister unmittelbar die politische Verantwortung. Da-
her ist die bevoeugte, Beteiligung bestimmter lnteressengruppen
verfassungsrechtlich bedenklich. Durch die Diskussion im Landes-
beirat für das Rettungswesen nach S 6 Abs. 2 RettDG sind die ln-
teressen der von der Durchführung des Rettungsdienstes berühr-
ten Stellen hinreichend berücksichtigt.

Satz 2 Nr. 1 entspricht der bisherigen Regelung.
Die Anfügung in Satz 2 Nr. 3 folgt der Notwendigkeit, auch den Be-
reich der Verlegungen von intensivpflichtigen Patienten zu erfas-
sen. Da diese Beförderungen - schon aus Kostengn-inden - nicht
einseitig auf Luftrettungsmittel verlagert werden sollen, ist es not-
wendig, ftir derartige Beförderungen auch bodengebundene (Spe-
zial-)Fahaeuge voausehen. Dies soll durch eine entsprechende
Festfegung der für Rheinland-Pfalz erforderlichen Standorte im Lan-
desrettungsdienstplan geschehen. Hieau gehören auch Intensiv-
tragen, die in Rettungswagen transportiert werden können.
Die ausdnickliche Aufnahme der Standorte für Notaräwagen und
Notarä-Einsatzfahaeuge in Satz 2 Nr. 4 ergibt sich durch die be-
sondere Bedeutung des Einsatzes von Noiäräen im Rettungsdienst.
lhr kann nur durch eine entsprechende auch organisatorische Grund-
lage Rechnung getragen werden.

Zu Satz 2 Nr. 5 ist festzuhalten, dass in der Luftrettung inzwischen
nicht nur Rettungshubschrau.Fer im engeren Sinne zur Versorgung
von Notfallpatienten vor Ort eingesetä werden. Vielmehr werden ge-
rade für den Bereich der Intensivtransporte in der Luft Intensiv-
transporlhubschrauber (und auch Fiächenflugzeuge) verurrendet. Da-
her ist es notwendig, durch den neuen Wortlaut älle möglichen Ar-
ten von Luftrettungsmitteln zu erfassen.

ZnSSAbs . l  Re t tDG
Die Organisation des Rettungsdienstes in Rheinland-Pfalz ist in ih-
rer grundsätzlichen Strukur so weit festgelegt, dass Detailregelun-
gen zur Ubertragung dieser Aufgaben entbehrlich sind; die ent-
sprechende Rechtsverordnung kann daher entfallen. Insoweit wird
auf Artikel 5 Abs. 2 Nr. 3 und die diesbezügliche Begründung des
Anderungsgesetzes venruiesen.

ZuS5Abs .2Re t tDG
Diese Anderung dient zunächst der redaktionellen Anpassung. Die
Ergänzung um die sonstigen Einrichtungen stellt sicher, dass auch
außerhalb der Sanitätsorganisationen tätige Finrichtungen erfasst
werden. Der neue SaE 3 dient der Klarstellung im Hinblick auf die
Entscheidung des OVG Rheinland-Pfalz vom 29. Juni 2004, nach
der eine Mehrfachüberlragung nicht vorgesehen und zulässig ist.
Demgegenüber soll der gemeinsame Betrieb einer Wache möglich
sein.

ZnS5Abs .3Re t tDG
Der Woftlaut des $ 5 Abs. 3 Satz 2 RettDG ist in der Praxis so aus-
geleg! worden, dass grundsätzlich nur die bereits am Rettungsdienst
beteiligten Verbände berucksichtigt werden müssten, also letälich
eine fodlaufende Festschreibung des Status quo erfolgte. Dies sa-
hen einige Betroffene als Benachteiligung an. Die Tatsache, dass
aufgrund zwischenzeitlicher Entwicklungen weitere Sanitätsorgani-
sationen oder auch andere (private) Einrichtungen bereit und in der
Lage sind, zusätzliche Kapazitäten zur Verfügung zu stellen, wurde
bei Entscheidungen der zuständigen Behörden in aller Regel nicht
in die Betrachtung einbezogen. Die vorgeschlagene Ergänzung soll
sicherstellen, dass derartige Veränderungen ebenfalls in die Ent-
scheidungsfindung einfließen. Eine Benicksichtigung auch dieser
kleineren Verbände bei der Erweiterung und Neuschaffung von Ein-
richtungen des Rettungsdienstes ist sinnvoll und geboten. Dies muss
nicht zwingend zu zusätzlichem Finanzaufwand führen, etwa durch
Einrichtung eigener Rettungswachen. Vielmehr kommt auch eine
Einbindung von personellen und materiellen Ressourcen kleinerer
Organisationen in den Dienstbetrieb bestehender Rettungswachen
der großen Sanitätsorganisationen in Betracht. Zusätzlich wird auf
die Uberlegungen zur Kostenfolge im Vorblatt unter Buchstabe D
sowie auf die Begründung zu Nummer 8 verwiesen. Sollte durch
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die vom Europäischen Gerichtshof vorgegebene stärkere Beachtung
der Einhallung der Hilfsfristen in der Notfallrettung und die zeitlidhe
Begrenzung der Wadezeit im Krankentransport eine zusätzliche Vor-
haltung an Krankentransportvvagen notwendig sein, könnte diese
Probleqnatik gerade durch eine verstärkte Zusammenarbeit und die
Einbeziehung auch der kleineren Verbände sinnvoll und ohne gro-
ßen zusätzlichen Kostenaufwand gelöst werden. Selbstverständlich
sind. auch Kooperationsmodelle mit privaten Unternehmen zuläs-
sig, die die Voraussetzungen für die Mitwirkung im Rettungsdienst
erfüllen. $ 5 Abs. 3 Satz 2 RettDG steht dem nicht entgegen, da
diese Bestimmung nur von einer vollständigen Ubertragung auf
Private - statt an Sanitätsorganisationen - ausgeht.

Durch die Formulierung ,,sonstige am Notfall- oder Krankentrans-
port beteiligte Einrichtungen" ist - neben den anderen bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes im Rettungsdienst tätigen Einrichtungen ($ 5
Abs. 1) - gerade die angesprochene Einbeziehung privater Unter-
nehmen erleichtert, da eben nicht die förmliche Mitwirkung am offi-
ziellen Rettungsdienst zur Zugangsvoraussetzung gemacht wird.
Andererseits war die völlige Offnung auch für Unternehmen, die
bisher überhaupt noch nicht in diesem Bereich aKiv waren,'nicht
zwingend geboten; von einer generellen Einbindung privater Unter-
nehmen in den Rettungsdienst kann somit keine Rede sein.

Hinsichtlich der Entscheidungskriterien vezichtet der Entwurf auch
im Hinblick auf Anregungen von Sanitätsorganisationen bewusst auf
die detaillierte Festlegung aller in einem Einzelfall möglichen Varian-
ten. Hier verbleibt es letälich nach wie vor beim pflichtgemäßen Er-
messen der zuständigen Behörde, das jedoch ggf. einer genchtli-
chen Nachprüfung unterliegt.

Abschließend ist auf den GesichtspunK hinzuweisen, dass es auch
den Helfern kleinerer Sanitätsorganisationen für den Einsatz bei-
spielsweise bei größeren Schadenslagen möglich sein muss, Er-
fahrungen in der Notfallrettung zu eruuerben; die Motivation der
Helfer hängt entscheidend von der Möglichkeit ab, ihr Wissen und
Können nicht nur bei Ubunqen. sondern auch in einem Ernstfall er-
proben zu können.

Zu $ 6Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 RettDG
Die Anderung in,,Landeskassenärztl iche Vereinigung Rheinland-
Pfalz" entspricht der inzwischen erfolgten Neuordnung im System
der bisherigen mehreren Kassenärztlichen Vereinigungen.

Zu S 6 Abs. 1 Satz 1 Ntr. 7 und 8 RettDG
Mit der beabsichtigten Einführung von Integrierten Leitstellen wird
die Feuenvehr stärker in das Alarmierungs- und Leitstellensystem
eingebunden. Daher erscheint es gerechtfertigt, einen Vertreter des
Landesfeuerurrehrverbandes in den Landesbeirat für das Rettungs-
wesen aufuunehmen. Dieser soll die Institution Feuenarehr als sol-
che, nicht aber im engeren Sinne die Beschäftigten in diesem Be-
reich repräsentieren.

Von der Aufnahme weiterer Vertreter hat der Entwurf im lnteresse
einer arbeitsfähigen Mitgliederzahl abgesehen.

Z u $ 7 A b s . 1 R e t t D G
Da es in Zukunft nur noch eine gemeinsame Einrichtung für die
Alarmierung und Einsatzführung der verschiedenen Bereiche der nicht
polizeilichen Gefahrenabwehr geben soll, wird der Begriff ,,Leitstel-
le' im Sinne einer lntegrierten Leitstelle eingeführt. Dies kommt
durch den Vezicht auf die einschränkende Bezeichnung Rettungs-
oder Feuenrvehr-Leitstelle zum Ausdruck. Aus Grunden der Verein-
fachung ist mittels Legaldefinition vorgesehen, grundsätzlich den
Begriff ,Leitstelle" zu venarenden.

Der neue $ 7 Abs. t hat die generelle Einführung von Leitstellen für
Aufgaben des Rettungsdienstes, des Brandschutzes, der Allgemei-
nen Hilfe und des Katastrophenschutzes zum Ziel. Die vorgeschla-
gene Regelung dient der Entscheidung der seit Jahren diskutierten
Frage der Einrichtung ,,lntegrierter Leitstellen" durch die Zusammen-
fassung von Rettungsleitstellen mit ständig besetzten Einsazent-
ralen von Berufsfeueniruehren. ln der Vergangenheit haben bereits
mehrere Rettungsleitstellen die Aufgabe der Erst-Alarmierung von
(Freiwilligen) Feuerwehren übernommen. Diese Organisationsform
beschränK sich - wie sich schon aus dem Wortlaut ergibt - darauf,
die Feuerwehr von einem Alarm zu unterrichten und den Notruf aus
der Bevölkerung nach notwendlgen Maßnahmen des Brandschut-
zes und der Allgemeinen Hilfe weiteauleiten, wie dies in vergleich-
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barer Weise in anderen Regionen von Rheinland-Pfaiz über die Po-
lizeiinspeKionen erfolgt. Eine ,,lntegrierte Leitstelle" soll aber über
diese Erst-Alarmierung hinaus auch weitere Aufgaben wie Nachalar-
mierung zusätzlicher und spezieller Einheiten oder Führungsunter-
stützung übernehmen. Daher erscheint eine Konzentration des ge-
samten nicht polizeil ichen Aufgabenbereiches bei einer Stelle sinn-
voll.

Die Alarmierung der Feueruuehren stellt nach den bestehenden Vor-
schriften eine Pflichtaufgabe der Selbstveruvaltung dar, über die die
zuständigen kommunalen Gebietskörperschaften in eigener Ver-
antwortung entscheiden. Daher ist es in Verbindung mit einer An-
derung des Brand- und Katastrophenschutzgesetzes notwendig,
in diesem Zusammenhang eine Verpflichtung zum Anschluss an die
,,lntegrierte Leitstelle" - ob bei einer Berufsfeuenr,uehr oder einer
Sanitätsorganisation - einzuführen.

Die ,,lntegrierte Leitstelle" ist als rückwärtige Führungseinheit stän-
dig mit hauptberuflichen beziehungsweise hauptamtlichen Dispo-
nenten besetä. Sie nehmen Notrufe und Alarmmeldungen entge-
gen und alarmieren die Einheiten der Feuenruehren, des Rettungs-
dienstes oder des Katastrophenschutzes gemäß den örtlichen AIärm-
und Ausnickordnungen. Gemeinsam mit den Feuerwehreins a2en-
tralen in den Verbandsgemeinden unterstützen sie auch die Ein-
satzleiter bei ihrer verantwortungsvollen Führungstätigkeit an der
Einsatzstelle.

lm Einzelnen nimmt die ,,lntegdefte Leitstelle" bei der Gefahrenab-
wehr insbesondere folgende Aufgaben wahr:
. Sie bildet den Meldekopf für Brandmeldeanlagen und für den

eurooäischen Notruf 1 12.
o Sie ist AlarmieruniTsstelle für die regionalen Einheiten und Ein-

richtungen der Feuerwehren, des Rettungsdienstes sowie des
Sanitäts- und Betreuungsdlenstes und übernimmt dabei die Erst-
und Nachalarmierungen.

. Für den Rettungsdienst, das heißt für die Notfallrettung und den
Krankentransport, ist die Leitstelle eine Führungseinrichtung.

. In enger Zusammenarbeit mit den FeueruvehreinsaEzentralen
unterstützt sie ferner die Feueruvehren bei der Führunq in der
örtlichen und überörtlichen Gefahrenabwehr.

. Sie überwacht die Funkkanäle der zivilen nicht oolizeilichen Ge-
fahrenabwehr. Leitstellen können darüber hinaus auch Aufqa-
ben des kassenärälichen Bereitschaft sdienstes übernehmenl

Werden all diese Aufgaben von einer einzigen Leitstelle erfüllt, um
eine noch schnellere und punktgenauere Hilfe zu gewährleisten,
dann handelt es sich um eine ,,lntegrierte Leitstelle".

Die taktischen und organisatorischen Vorteile sowie die Wirlschaft-
lichkeit von ,,lntegrierten Leitstellen" führen insbesondere da zu
Leistungssteigerungen gegenüber den bisher getrennt voneinan-
der arbeitenden Feueruuehr- und Rettungsleitstellen, wo folgende
Integrationsfaktoren gegeben sind:
o Die fachdienstliche Integration, d. h. alle Einrichtungen zur Alar-

mierung und Führungsunterstü?ung in den Bereichen Brand-
schutz, Allgemeine Hilfe, Rettungsdienst und Katastrophenschutz
sind zusammengefasst.
Dies schließt ein mehrgleisiges Vorgehen und damit eine Behin-
derung der Einsatzkoordination aus und sichert auf diese Wei-
se das erforderliche MaB an Professionalität.

. Die Integration aller nicht polizeilichen Notrufe unter der Ruf-
nummer 112. Sie garantiert allen Einsätzen der medizinischen
und technischen Unfallrettung, allen Krankentransporten sowie
allen Einsätzen im Brandschutz, der Allgemeinen Hilfe und im
Katastrophenschutz die notwendige Qualität bei der Notrufab-
frage und der Einsatzbearbeitung.

o Die regionale Integration von Zuständigkeitsbereichen. Das Zu-
sammenlegen von mehreren Rettungsdienstbereichen sowie die
gebündelte Feuerwehralarmierung mehrerer Landkreise und kreis-
freier Städte durch eine zentrale Stelle gewährleistet unter der
Voraussetzung leistungsfähiger lnformations- und Kommunika-
tionsmittel eine fachlich zweckmäßige und wirtschaftlich sinn-
volle Einsatzdisposition.

r Die landesweite Vereinheitlichung der Feuenrvehralarmierung durch
,,lntegrierte Leitstellen" - und nicht mehr durch eine Vielzahl von
unterschiedlichen Erstalarmierunqsstellen wie zum Beisoiel Po-

306

. . . , , , . , .  i j i  : : . i i . . : t a  t : : : . :

i',i..::.,:.:':,:,al:, ti.:::rli;r:'.-lii.

lizeidienststellen, Feuerwehrleitstellen, ständig besetzte Feuer-
wehreinsa2entralen oder Rettungsleitstellen - garan{iert den'heute 

er{orderlichen einheitl ichen Standard und die Piofessio-
naiität bei der Notrufbearbeitung.

., Die Integration von Erstalarmierung, Nachalarmierung und Füh-
rungsunterstützung durch eine Leitstelle bedeutet insbesondere
für Feuerurehren im ländlichen Raum, dass Veaögerungen und
Brüche zwischen der Erstalarmierung und der Führungsunter-
stützung systembedingt ausgeschlossen werden können.

Der Aufbau,,lntegrierter Leitstellen" kann gleichberechtigt sowohl
aus den Rettungsleitstellen wie auch aus den Feuenvehrleitstellen
der Berufsfeueruvehren heraus erfolgen.

In Standorten mit Berufsfeueruvehren sollen die ,,lntegrierten Leit-
stellen" in den dortige4 Feueruvehrleitstellen eingerichtet werden.
Durch die Fusion von Rettungs- mit Feuerwehrleitstellen entstehen
Synergieeffekte, die zu einer Effektivitäts- und Effizienzsteigerung
führen. Durch diese Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit sind
auch Personaleinsparungen zu erwarten.

"lntegrierte Leitstellen" übernehmen örtliche, überörtliche und ge-
gebenenfalls auch zentrale Aufgaben der Gefahrenabwehr im Brand-
und Katastrophenschutz sowie im Rettungsdienst, weshalb auch die
entsprechenden Aufgabenträger-das sind die Landkreise, die kreis-
freien Städte und das Land sowie die Krankenkassen - die ieweili-
gen Leitstellenkosten gemeinsam tragen sollten.

Zu$7Abs .2Re t tDG
Satz 1 enthält die redaktionelle Anpassung an den zukünftigen Be-
griff.

In Satz 2 ist ausdrücklich die für eine Qualitätskontrolle notwen-
dige technische Ausstattung angesprochen. Der Entwurf verzichtet
bewusst darauf, über die ,,ständige Besetzung" hinaus die berufli-
che Qualifikation der betreffenden Mitarbeiter festzulegen. Dies soll
im Ven,ualtungswege erfolgen, um besser den unterschiedlichen
Regelungen Rechnung zu tragen und auf Anderungen reagieren zu
können.

Zu 57 Abs. 3 RettDG
Durch den neuen Absatz 3 wird das Aufgabenspektrurn der zu-
künftigen Leitstelle festgelegt. Es ergibt sich im Wesentlichen aus
der in dem neuen Absatz 1 festgelegten Zuständigkeit.

In Satz 1 Nr. 1 wird die generelle Zuständigkeit für die Bearbeitung
aller nicht polizeilichen Notrufe festgelegt.

Die in Satz 1 Nr. 2 genannten Aufgaben entsprechen den bisher für
eine Rettungsleitstelle maßgebenden speziellen Regelungen. Durch
die Bezugnahme auf eine ,,organisatorische" Weisungsbefugnis wird
deutlich gemacht, dass das Rettungsdienstpersonal in medizini-
schen Fragen eigenständig nach den Verhältnissen vor Ort entschei-
det. Es wird ferner zur Klarstellung ausdrucklich die Alarmierung
des nächstgelegenen Rettungsmittels vorgeschrieben, um ein ,,Quo-
tendenken" zu verhindern.

SaE 1 Nr. 3 legt die zusätzlich durch die Einbeziehung von Brand-
schutz, Allgemeiner Hilfe und Katastrophenschutz hinzukommen-
den Aufgaben fest.

ln Satz '1 Nr. 4 ist die Grundlaoe für die notwendioe Funkübenva-
chung festgelegt.

Soweit in Satz 2 unter Beibehaltung der bisherigen Regelung die
Zuständigkeit für den Einsatz der Luftrettungsmittel angesprochen
wird, bezieht sich diese bei der Leitstelle Mainz auch auf den Ein-
satz des Hubschraubers Christooh 77 beim Klinikum der Johannes
Gutenberg-Universität für die Übernahme der landesweiten Verle-
gungsflüge.

ZuSTAbs .4Re t tDG
Satz 1 entspricht d.er bisherigen Praxis. Zur Klarstellung werden die
organisatorischen Anderungen im Bereich der kassenärztlichen Ver-
einigungen sowie die Zusammenarbeit mit dem öffentlichen Ge-
sundheitsdienst ausdrücklich angesprochen.

Safz 2 ermöglicht die Einbeziehung des kassenärztlichen Bereit-
schaftsdienstes (zur Sicherstellung einer ambulanten Versorgung
außerhaib der üblichen Sprechstundenzeiten) in die Elnsatzzentra-
len des Rettungsdienstes. Hierdurch soll eine möglichst gemein-
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same Bearbeitung alrer medizinischen Hiifeersuchen durch eine stel-
le zugerassen und damit eine Veranrassung von Fehreinsätzen und
doppelten Einsätzen verhindert werden. Rtteroings kann der Landes-
gesetzgeber insoweit nur ein Angebot für einä freiwillige G;;;-same Einsatzzentrare machen. Denn die Gewährrei.trn! oJraätri-
chen Bereitschaftsdienstes obriegt nach der Bundeskdmpetenz ing 75 des Fünften Buches soziargesetzbuch (sGB v) ars derbstvei-
waltungsaufgabe den Kassenärälichen Vereinigungen. Eine zwangi_
weise Anbindung dieser Vermittrung an die Leitsteile kann daÄer
nur durch eine von den Ländern zwar angestrebte, aber noch nicht
umgesetzte Anderung im Bundesrectrt eäotlen. 

-

Da der Haus-Notruf in aller Regel bei einer lnanspruchnahme sei_
nerseits auf den Notfail- oder Krankentransport zunickgreifen musi,
erscheint es auch hier sinnvoil, eine Zusammenarbeii beider Ein-
satzzentralen zu erreichtern. Auch die mögriche Einbeziehung sons-
tiger sozialer Dienste in den Aufgabenbereich der Leitsteile eÄcheint
sachgerecht. Untersuchungen im Bereich der stadt Kaisersrautern
haben z. B. gezeigt, dass der.Notarä des Fettungsdienstes näutig
zu EinsäEen gerufen wurde, die weniger mediziniicner versorguni
als.der Bewältigung soziarer probremiäile dienten (Notarzt arslsd
zialfeuenr'rehr"). Die Leitstelle muss daher die tritogiichkelt ernartän,
zu einer allgemeinen sozialen Anlaufstelle zu rieroen, die zwar
nicht als Fachinstitution serbst reagieren kann und soil, aber zu-
mindest konkrete Hiifsmöglichkeiten aufzeigen und dem Anrufer
weiterhelfen kann. Durch die Formulierung dLs SaEes 2 ist ande_
rerseits sichergesteilt, dass die Leitsteile insoweit nicht in eilener
originärer Zuständigkeit aKiv werden kann. Sie kann lediglicE das
Angebot an die Anbieter derartiger Dienste machen, sicn äer l/ot_
lichkeit einer gemeinsamen Anlaufstelle zu bedienen.

Zu$7Abs .5Re t tDG
Der Entwurf entspricht der bisherigen Regelung in $ 7 Abs. 3 Satz
2 und 3 RettDG. .

Zu$7Abs .6Re t tDG
Der Entwurf sieht vori die Aufgaben einer Leitstelle im Bereich ,,Ret-tungsdienst" dort, wo bei der betroffenen Gebietskörperscf.,att'1Siü
der.Berufsfeueruvehr) eine Berufsfeuerwehr besteht, bei deren ieit-
stelle zu konzentrieren. Da bei Berufsfeuerwehren der technische
Aufwand für den Brandschutzbereich höher ats für den R;td;ö._
dienst im engeren Sinne ist, sieht der Entwurf den Weg Oe, ge;eln_
samen kommunaren Trägerschaft bei dieser Form der Leitsteire vor.
Den Belangen des Rettungsdienstes wird dadurch necnnunj geiä
gen' dass die kommunare Gebietskörperschaft sich zur errutt-urij oär
s.pe2fischen Rettungsdienstaufgaben in der Reget Oer gröOtd Äii
der Durchf.lhrung des Rettun gsdienstes im ReftIungsdiönstbereich
be-auftragten Sanitätsorganisation bedient; diese stellt das hierfür
erforderliche Personal. Dadurch wird die fachspezifischen Rnforoe-
rungen gerecht werdende qualifizierte Steuerung des Rettungs-
dienstes gewährleistet. Durch Absatz 6 satz 2 ßt gewährreist-et,
dass die übrigen in einem Rettungsdienstbereich an der Durch-
führung des Rettungsdienstes betbiligten Sanitätsorganisationen
an der personellen Besetzung der Leitlteile beteiligt 'ieroen. 

-oiä-

ses Verfahren.hat sich in der Vergangenheit im sinÄe einer Greich-
behandlung aller sanitätsorganisätionen bewährt. Einzerheiten sind
in.einer Vereinbarung zwischen der kommunaten ceoietst<orper-
schaft und den betreffenden sanitätsorganisationen zu regern.'Der
Entwurf verzichtei im lnteresse der Benj-cksichtigung lokalär Gege_
benheiten darauf , einen engen,,verbindlichen Raimän fesEuleqän.
Es wird vietmehr den örtlich Beteiligten überlassen, eig.n" üüJrügungen in ihre Entscheidungen einzubeziehen, z. B. a-uch "r" gÄ_
meinnützige GmbH zur Durchführung des Rettungsdienstes e]n_
schlie8lich des Betriebs der Leitstelle lu gründen.

Da.nach..den bisherigen planungen die zukünftige Anzahl der Leit_
stellen höher sein wird ars die Zahr der städte mit gerutsteuenven-
ren, muss der Entwurf auch den umgekehrten Fall einer ,,lntegrier_ten Leitstelle" regeln. Hierzu ist vorgesehen, dass eine in der-Trä_gerschaft einer Sanitätsorganisation, zum Beispiel des Deutschen
Roten Kreuzes, verbleibende Leitstelle ihrerseiis die nutgaOen ei_ner ,,lntegrierten Leitsteile" in dem oben beschriebenen Siine über-
nehmen sollte.

Z u $ T A b s . T u n d B R e t t D G
Der Entwurf entspricht dem bisherigen g 7 Abs. 5 und 6 RettDG.
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Zr. r$8Abs.  lFet tDG
Die NerJassung des Absatzes 1 stellt sicher, dass neben den Sahi-
tätsorganisationen auch andere Einrichtungen erfasst werden.

Zu S 8Abs.2 Ref iDG

Bei der Festlegung der Vorhartezeiten und der Fahaeuge für eine Ret-
tungswache soll das bisherige ,,Einvernehmen,, bezüglich der Sani_
tätsorganisationen oder der sonstigen Einrichtungen durch die ein-
fachere Form der Beteiligung im Wege des ,,Benehmens,, ersetzt
werden. Dadurch soll bewusst die notwendige Unabhängigkeit der
Entscheidung der zuständigen Behörde in ihrem politisihen Ver-
antwortungsbereich von eventueilen rnteressen der jeweirigen sani-
tätsorganisation oder der sonstigen Einrichtung zum Ausäruck ge_
bracht werden. Bei den Kostenträgern verbleibies dagegen bei äer
bisherigen Beteiligungsform,'da sie zum weitaus übLriviegenden
Teii die Finanzierung der feslzulegenden Maßnahmen zu gLwähr_
Ieisten haben. Insofern ist ihre stärkere Beteiligung gegenüber den
bloßen Leistungserbringern sachgerecht und geboten.

Durch die Einfügung ,,im Notfalltransport,, soll klargestellt werden,
dass die Hilfeleistungsfrist im engeren Sinne sich (nui) auf die eigent_
liche Notfallrettung im Rettungsdienst beleht. Für den zusätzlühen
Einsatz eines Notaräes ist nach dem Konzept zur Neuorganisation
der notärztlichen Versorgung in Rheinrand-pfarz, das einä Arbeits-
gruppe des Ministerium des Innern und für Sport im Mä22005 er-
stellt hat, davon auszugehen, dass eine Therapie von patienten in_
nerhalb von ca. 30 Minuten in etwa 95 v. H. der Fälle ermöolicht
werden soll. F,er19r erqbt -sich die Notwendigkeit dieser Ergäniung
durch die zusätzliche Einführung einer wartezeit für Krankäntransl
porte und die damit erfordediche Abgrenzung zwischen beiden Fris_
ten.. Bei Krankentransporten, die mindesten! einen Tag vorher be_
stellt werden können, wird davon ausgegangen, dassliese in der
Regel pünktlich ausgeführt werden könnön. 

-

Die.Ersetzung des Begriffes,,Rettungsleitstelle,, durch,,Leitstelle,,
ergibt sich aus der Begründung zu g 7 Abs. 1 RettDG.
Einer der meist diskutierten Aspekte im öffenflich-rechilich orqani-
sierten Rettungsdienst war und ist die Frage der Beschränkun! der
Zulassung zusätzlicher privater UnternehÄer im Notfall_ und liran_
kentransport über die ohnehin notwendige, bereits vorhandene und
zum Teil aus steuermittern finanzierte ötfeniliche Vorhartung hinaus,
insbesonderb im Hinbrick auf die Vereinbarkeit derartigeischutz-
klausein mit dem europäischen wettbewerbsrecht. sorireit es ei.e
derartige Vorschrift im rheinland-pfälzischen Rettungsdienstgesetz
betrift, ist eine Klarstellung zu g 'lg Abs. 3 RettDG auf einen-Vorla_
gebeschluss des Oberverwaltungsgerichts Rheinland_pfalz vom
8. Dezember 1999 durch die Entscheidung des Europäischen Ge_
richtshofs in der Rechtssache C-475l99 mit, Urteil vom 25. Okto_
ber.2001 erfolgt. Danach ist eine Zulassungsbeschränkung unter
der Vorbedingung möglich, dass die geschützten Einrichtung-en des
Rettungsdienstes ihrerseits in der Lage sind, die Nachfragjim Be.
reich der Leistungen des Notfall- und des Krankentransports zu
decken. Daher muss in Ergänzung zu einer entsprechenäen Ver_
deutlichung dieser VorausseEung in g 1g Abs. 3 R;ttDG neben der
Hiifeleistungsfrist der eigentrichen Notfarrrettung auch das Krite-
rium derleckung der Nlchfrage im Krankentransport dargestellt
werden. Dies kann nur in Form einer entsprechenOän negeting ei-
ner Wartezeit geschehen, da die Fesflegung der Eintre#eit iiso_
fern nicht zum Ausdruck bringen würde, wie lange der patient auf
das betreffende Fahrzeug tatsächlich warten m-usste. Dem trägt
der neue Satz 2 Rechnung.

Die Anderung der Zuständigkeit in SaE 3 auf die Aufsichts_ und
Dienstleistungsdirektion resultiert aus dem Grundsatz, Aufgaben
soweit wie möglich zu delegieren. Die Entscheidung bei Mein-ungs-
verschiedenheiten muss nicht bei der obersten Landesbehörde l:e-
9en.

Zu S 10 Abs. 1 RettDG

.Die zuständigen Behörden haben sich in der Vergangenheit bei der
Wahrnehmung ihrer AufsichtsfunKionen meist aüf dän organisato_
rischen Bereich beschränkt. Da das Fünfte Buch SozialgeieEbuch
für den Gesundheitsbereich aber eine eualitätskontrolle iorschreibt,
erscheint eine Ausdehnung dieser Aufgaben auch auf eine medizini-
sche .Qualität-ssicherung im Rettungsdienst notwendig (siehe Be_
gründung zu g 10 Abs. 2).

Qn.-l



Diese Eruueiterung setä entsprechend medizinisch geschultes und
erfahrenes Personal voraus. Dem trägt der Entwurf mit dem Vorschlag
zur Schaffung eines,,Arztl ichen Leiters Fettun gsdienst,, Rechnu n gl
Da diese Aufgabe - insbesondere bei einer ehrenamtlichen Bestel-
lung - gerade bei den zukünftigen großen Rettungsdienstbereichen
nicht von einer Person allein wahrgenommen werden kann, ist von
vornherein die Besiellung eines odermehrerer Stellvertreter vorge-
sehen. Der Entwurf legt durch die Formulierung ,,hat,,fest, dass ei-
ne Bestellung notwendig ist. Es bleibt lediglich offen, ob eine förm-
liche Bestellung zum Ehrenbeamten erfolgt oder nur eine Aufga-
benwahrnehmung im Sinne eines Ehrenamtes oder ehrenamilicher
Betätigung nach g 18 GemO oder S l2 LKO beabsichtigt ist.
Der für die FunKion des Arztlichen Leiters Rettungsdienst in Be-
tracht kommende Personenkreis muss über die entsprechenden
Erfahrungen verlügen. Daher ist das Erfordernis der Zusatzbezeich-
nung "Notfallmedizin" unveaichtbar; dem dient der Verweis auf $ 22
Abs. 4. Durch Satz 5 wird ferner festgelegt, dass bei einer ehren-
amtlichen Bestellung für diese Aufgabe der betreffende Bewerber
im Hauptberuf in der Notfallversorgung tätig sein muss. Dadurch
und in Verbindung mit der Ansiedlung beim öffenilichen Gesund-
heitsdienst ist auch die notwendige Unabhängigkeit und Neutrali-
tät gegenüber den mit der Durchführung des Rettungsdienstes be-
auftragten Einrichtungen gegeben. Der Entwurf vezichtet insoweit
bewusst darauf, für die Funktion des Aralichen Leiters Rettungs-
dienst auf die bereits vorhandenen eigenen ärzflichen Mitarbeiter der
Sanitätsorganisationen zurückzugreifen. Hier sollte die Gewährleis-
tung der unabdingbaren Neutralität Vonang vor der eventuellen rein
wirtschaitlichen Überlegung haben, durch einen derarligen Rück-
griff auf vorhandene Kräfte Personalkosten einsparen zu können.
In $ 8 des Landesgesetzes über den ötfentlichen Gesundheits-
dienst ist der Bereich einer ehrenamtlichen Bestellung im Rahmen
der Gesundheitsveruvaltung geregelt. Deshalb ist es sinnvoll, diese
Vorschrift für entsprechend anwendbar zu erklären.

Die zukünftigen großen Rettungsdienstbereiche erfordern eine um-
fassende medizinische Qualitätssicherung. Daher lässt der Entwurf
es ausdrücklich zu, die entsprechende Funktionen auch hauptamt-
lich zu besetzen, wenn das Einvernehmen der Kostenträoer - im
Hinblick auf die notwendige Übernahme der Personalkostein (siehe
Nummer 13 Buchst. a - g 1 2 Abs. 1 RettDG -) vorliegt. lm übrigen
geht der Entwurf davon aus, dass die zuständige Behörde jeweils
für ihren Bereich die beste Lösung für die Installation des Ardichen
Leiters Rettungsdienst finden wird. Daher ist bewusst ein weiter

Entscheidungsspielraum gelassen worden.

Angesichts der engen Anbindung des Arälichen Leiters Rettungs-
dienst an die zuständige Behörde ist es sachgerecht, diese auch in
die Kostenpflicht für diese Funktion einzubinden. Allerdings ist eine
Refinanzierung im Rahmen der Benutzungsentgelte vorgesehen
(siehe $ 12 RettDG).

Bei Satz 7 handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung des
bisherigen $ 10 Abs. 1 Satz 2 RettDG an das Landesqesetz über
den öffentlichen Gesundheitsdienst.

Zn $ 10 Abs.2 RettDG
Die Aufsichtsfunktion kann sich in Zukunft nicht mehr auf vofwie-
gend organisatorische Fragen beschränken. Daher sieht der Ent-
wurf ausdrücklich die Aufnahme eines eruueiterten Aufgabenberei-
ches durch die Überprufung auch der medizinischen Öualität und
die Gewährleistung eines Qualitätsmanagements vor. Der Entwurf
geht dabei davon aus, dass für die Ausfüllung dieser Begriffe die
üblichen Definitionen der StruKur-, Prozess- und Ergebnisqualität
gelten. Zur Festlegung der edorderlichen Standards ist eine enge
Zusammenarbeit aller am Rettungsdienst innerhalb eines Rettungs-
dienstbereiches mitwirkenden Institutionen erforderlich, für die letzt-
lich der Arztliche Leiter Rettungsdienst - auch durch die Schaffunq
eines entsprechenden Qualitätsmanagements - die erforderlichei
Maßnahmen umzusetzen und zu übenirrachen hat. Dem trägt der neu
gefasste Absatz 2 Rechnung.

Zur t,lberschrift des dnitten Abschnitts
des zweitecr Tells RettDG
Durch die geänderte Struktur der Leitstellen gehen sie über den
Bereich des eigentlichen Rettungsdienstes hinaus. Daher ist eine
ausdrückliche Aufnahme in den Bereich der Kostenreoeluno not-
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wendig. Deshalb sind die Leitstellen in die Abschnittsüberschrift
aufzunehmen. i
Zu $ 11 Abs. 1 RettDG
Die Neufassung des Absatzes 1 folgt dem beabsichtigten Ziel, in
Zu-kunft die Personalkosten der Leitstellen nicht mehr vollständig
durch Zuwendungen des Landes zu finanzieren. Dagegen sollen die

. Investitions- und Unterhaltungskosten für den gesamten techni-
schen Bereich weiterhin beim Land verbleiben, da die Leitstellen -
auch vor dem Hintergrund der zukünftig umfassenden Aufgaben-
stellung - letztlich ein wesentlicher Bestandteil der Gefahrenab-
wehr und damit der Daseinsvorsorge sind. Diese Kostentragung um-
fasst auch die Kosten der Aufschaltung und den ordnungsgemä-
Ben Betrieb des Notrufes '1 12.
Der Entwurl geht davon aus, dass der jeweilige Träger der Leitstel-
le die Kosten unter Mitwirkung der einzelnen Beteiligten ermittelt
und diese dann von der Aufsichts- und Dienstleitungsdirektion ge-
prüft werden. Damit ist den lnteressen aller Betroffenen, die sich an
der Finanzierung der Personalkosten beteiligen müssen, Rechnung
getragen, Die Pauschalierung nach Festbeträgen solt bei den Leit-
stellen und ihrer Technik eine Einzelentscheidung mit jeweils örilich
unterschiedlichen Rahmenbedingungen auch für das Kostenvolu-
men ermöglichen.
Hinsichtlich der in dem vorgeschlagenen Verfahren ermittelten Per-
sonalkosten der Leitstellen sieht der Entwurf eine Kostenteilung vor.
Auf der genannten übergreifenden Funktion der Leitstelle im Rah-
men der allgemeinen Gefahrenabwehr beruht die vorgesehene Be-
teiligung des Landes mit 40 v. H.
Da die Tätigkeit der Leitstelle auch in Zukunft überurriegend im Be-
reich der Notfallrettung und des Krankentransportes liegen wird, er-
scheint es in Anbetracht des Veranlasserprinzips gerechtfertigt, ei-
nen Anteil von 50 v. H. in die Benufzungsentgelte einzubeziehen,
also dem Benutzer dieser Einrichtung aufzuerlegen.
Da die Organisation der Alarmierung und Führungsunterstützung
der Einheiten und Einrichtungen des Brandschutzes, derAllgemei-
nen Hilfe und des Katastrophenschutzes in erster Linie in den Zu-
ständigkeitsbereich der kommunalen Gebietskörperschaften fällt,
ist es gerechtfertigt, eine Kostenbeteiligung in Höhe von 10 v. H"
vorzuschlagen.
Dabei ist davon auszugehen, dass die bisherige Erstalarmierung
der Feuenruehren durch einige Rettungsleitstellen oder die Polizei nicht
dem notwendigen Standard einer zeitgemäßen Gefahrenabwehr ent-
spricht. Die jeweiligen Gebietskörperschaften wären auf Dauer ohne-
hin gezwungen, über eine Neuorientierung der Feuerurehralarmie-
rung und Einsatzunterstützung nachzudenken und hierzu auch Cie
erforderlichen Personalstellen und Sachinvestitionen zu finanzie-
ren. Durch die künftige Mitbenutzung der Leitstellen entstehen in je-
dem Falle erhebliche Synergieeffekte, beispielsweise Einsparungen
bei der notwendigen Nachtbesetzung. Der vorgeschiagene Anteil von
10 v. H. entspricht im Ubrigen den bisherigen Erfahrungswerten bei
Rettungsleitstellen mit Erst-Alarmierung der Feuenarehren. Dort liegrt
das Verhältnis der beiden Einsatzarten in der Regel bei 90 v. H.
Rettungsdienst und 5 bis 10 v. H. Feuen,uehreinsätzen.
Auf eine unterschiedliche Behandlung von kreisfreien Städten mit
oder ohne Berufsfeuerwehr soll veaichtet werden, da einer teilwei-
sen Entlastung der Städte mit Berufsfeuerurrehr (für die personelle
Besetzung der Feuenruehrleitstelle) die Tatsache gegenübersteht,
dass diese Kommunen mit der Unterhaltung ihrer Feuenirrehr nicht
unerhebliche Vorleistungen auch für die Gefahrenabwehr im jewei-
ligen Rettungsdienstbereich insgesamt übernehmen.
Durch den neuen Satz 4 wird es möglich sein, weiterhin Investitions-
kosten auch in anderen Bereichen des Rettungsdienstes zu über-
nehmen, allerdings in Abweichung von der bisherigen Regelung
nach Maßgabe eines Haushaltsvorbehalts. Durch die Veruvendung
des Begriffs lnvestitionen sind Zuwendungsmöglichkeiten auch zu-
künftig nicht auf den Bereich der Leitstellen beschränkt, sodass im
Einzelfall Landesmittel auch in anderen Bereichen eingesetzt wer-
den können. Es soll auch auf die Festlegung eines bestimmten Pro-
zentsatzes verzichtet werden, sodass ggf. eine Vollfinanzierung mög-
lich ist. Durch Satz 4 Halbsatz 2 ist allerdings - in Verbindung mit
der bereits durch Artikel 1 Landeshaushaltsbegleitgesetzes 1997
vom 29. Juli 1997 (GVBI. S. 259) vorgenommenen Anderung - noch-
mals klargestellt, dass auch in Zukuntt eine Fahaeugfinanzierung
nicht mehr erlolgen kann.
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